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(Nr. 10871.) Geſetz, betreffend die Zahlung der Beamtenbeſoldung und des Gnadenvierteljahrs. 
Vom 7. März 1908. 8 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ic, 


verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags der Monarchie, 
was folgt: 
§ J. 


Die unmittelbaren Staatsbeamten, welche eine etatsmäßige Stelle bekleiden, 
erhalten ihre Beſoldung, ſoweit fie ihnen in feſten Barbezügen zusteht, aus der 
Staatskaſſe vierteljährlich im voraus. 


8 2. 

Hinterläßt ein unmittelbarer Staatsbeamter, welcher eine etatsmäßige 
Stelle bekleidete, eine Witwe oder eheliche oder legitimierte Nachkommen, ſo wird 
die volle Beſoldung des Verſtorbenen noch für die auf den Sterbemonat folgenden 
drei Monate (Gnadenvierteljahr) unter Anrechnung der vor dem Tode fällig ge— 
wordenen Beſoldungsteile gewährt. An wen das Gnadenvierteljahr zu gewähren 
ift, beſtimmt der Verwaltungschef oder die von ihm bezeichnete Behörde. 

In gleicher Weiſe kann den Hinterbliebenen eines unmittelbaren Staats⸗ 
beamten, welcher eine etatsmäßige Stelle nicht bekleidete, aber zur Befriedigung 
eines dauernden Bedürfniſſes und nicht nur aushilfsweiſe beſchäftigt war, das 
Gnadenvierteljahr von den ihm in feſten monatlichen oder vierteljährlichen Be— 
trägen zuſtehenden Dienſteinkünften gewährt werden. 


§ 3. 

Das Gnadenvierteljahr kann von dem Verwaltungschef oder der von ihm 
bezeichneten Behörde auch dann gewährt werden, wenn der Verſtorbene Ver⸗ 
wandte der auffteigenden Linie, Geſchwiſter, Geſchwiſterkinder oder Pflegekinder, 
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deren Ernährer er ganz oder überwiegend geweſen ift, in Bedürftigkeit hinterläßt, 
oder wenn und ſoweit der Nachlaß nicht ausreicht, um die Koſten der letzten 
Krankheit und der Beerdigung zu decken. g 


§ 4. | 
In dem Genuffe der Dienſtwohnung, die von einem der im $ 2 genannten 
Beamten bewohnt war, iſt die hinterbliebene Familie nach Ablauf des Sterbe⸗ 
monats noch drei fernere Monate zu belaſſen. N 
Hinterläßt der Beamte keine Familie, fo iſt denjenigen, auf welche ſein 
Nachlaß übergeht, eine vom Todestag an zu rechnende dreißigtägige Friſt zur 
Räumung der Dienſtwohnung zu gewähren. i 
In jedem Falle müſſen Arbeits⸗ und Sitzungszimmer ſowie ſonſtige für 
den amtlichen Gebrauch beſtimmte Räumlichkeiten ſofort geräumt werden. N 
Sofern das dienſtliche Intereſſe es ausnahmsweiſe erfordert, iſt die ganze 
Dienſtwohnung auf Anordnung des Verwaltungschefs bereits vor Ablauf der in 
Abſ. 1 und 2 genannten Zeiten gegen Gewährung voller Entſchädigung für die 
Beſchaffung eines anderweiten angemeſſenen Unterkommens zu räumen. Der 
Betrag der Entſchädigung wird von dem Verwaltungschef in Gemeinſchaft mit 
dem Finanzminiſter endgültig feſtgeſetzt. 


§ 5. f 
Die Vorſchriften dieſes Geſetzes finden auch auf die zur Dispoſition N 
ſtehenden Beamten und Wartegeldempfänger ſowie auf deren Hinterbliebene 
Anwendung. 
§ 6. 


Außer Kraft treten: 
1. das Geſetz vom 6. Februar 1881, betreffend die Zahlung der Beamten⸗ 
6 170 und Beſtimmungen über das Gnadenquartal, Geſetzſaamml. 
7 j 
2. die Kabinettsordre vom 27. April 1816 wegen der den Hinterbliebenen 
Königlicher Beamten zu bewilligenden Gnaden⸗ und Sterbequartale 
(Geſetzſamml. S. 134), ! 
3. die Kabinettsordre vom 15. November 1819, daß auf die nach dem 
Tode eines Beamten geſchehenen allgemeinen Gnadenbewilligungen die 
Gläubiger keine Anſprüche haben ſollen, (Geſetzſamml. 1820 S. 45). 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedruckten 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Wilhelmshaven, den 7. März 1908. 
(L. S.) Wilhelm. 

Fürſt v. Bülow. v. Bethmann Hollweg. v. Tirpitz. 


Frhr. v. Rheinbaben. Delbrück. Beſeler. Breitenbach. 
v. Arnim. v. Moltke. Holle. Sydow. 
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Cr. 10872.) Geſetz, betreffend die Übertragung polizeilicher Befugniſſe in Gemeinde⸗ und 
Gutsbezirken der Umgebung von Potsdam an den Königlichen Polizei⸗ 
direktor zu Potsdam. Vom 7. März 1908. i 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen de, 


verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags der Monarchie, 
was folgt: 985 
SE 

Der Minifter des Innern wird ermächtigt, mit Zuſtimmung des Provinzial⸗ 
rats die ortspolizeiliche Zuſtändigkeit des Königlichen Polizeidirektors zu Potsdam 
auf Gemeinde⸗ und Gutsbezirke der Amtsbezirke Plantagenhaus im Kreiſe Zauch⸗ 
Belzig, Nowawes, Klein Glienicke, Potsdamer Forſt und Pfaueninſel im Kreiſe 
Teltow, und Bornim, Kladow, Fahrland, Bornſtedt und Sansſouei im Kreiſe 
Oſthavelland zu erſtrecken. Ausgeſchloſſen hiervon tft die Bau-, Geſundheits⸗ 
Gewerbe⸗, Schul⸗, Markt⸗, Melde⸗, Paß⸗, Feld⸗, Jagd-, Forſt⸗, Geſinde⸗ 
Armen⸗, Wege⸗, Waſſer⸗, Fiſcherei⸗ und Feuerpolizei. 


9 2. 

Gegen die polizeilichen Verfügungen des Königlichen Polizeidirektors zu 
Potsdam findet gemäß den Vorſchriften der $$ 127 ff. des Geſetzes über die 
allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 (Geſetzzamml. S. 195) die 
Beſchwerde an den Regierungspräſidenten oder die Klage bei dem Bezirks⸗ 
ausſchuſſe ſtatt. f 

§ 3. N N 

Zu den Koſten, welche durch die Verwaltung der dem Königlichen Polizei⸗ 
direktor in Potsdam übertragenen Angelegenheiten entſtehen, haben die Gemeinden 
und Gutsbezirke keine Beiträge zu leiſten. 


SA. 
Der Minifter des Innern iſt mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt 
und erläßt die hierzu erforderlichen Anordnungen und Anweiſungen. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Wilhelmshaven, den 7. März 1908. 


L. S. Wilhelm. 


Fürſt v. Bülow. v. Bethmann Hollweg. v. Tirpitz. 
Frhr. v. Rheinbaben. Delbrück. Beſeler. Breitenbach. 
v. Einem. v. Moltke. Holle. Sydow. 
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(Nr. 10873.) Allerhöchſter Erlaß, betreffend die Übertragung der Verleihung des Rechtes 


zur Erhebung von Chauſſeegeld ufw. auf den Miniſter der öffentlichen 


Arbeiten. Vom 28. Januar 1908. 


Auf den Bericht vom 24. Januar d. J. genehmige Ich, daß künftighin die 
Verleihung des Rechtes zur Erhebung von Chauſſeegeld ſowie die tarifmäßige 
Feſtſetzung desſelben durch den Miniſter der öffentlichen Arbeiten erfolgt. Zu 
gleich ermächtige Ich ihn, dieſe Befugnis auf die nachgeordneten Behörden zu 
übertragen. 


Berlin, den 28. Januar 1908. 


Wilhelm. 


Breitenbach. 
An den Miniſter der öffentlichen Arbeiten. 
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(Nr. 10874.) Allerhöchſter Erlaß, betreffend anderweite Abgrenzung der Verwaltungsbezirke 


der Eiſenbahndirektionen in Danzig und Königsberg i. Pr. Vom 10. März 


1908. 


Auf Ihren Bericht vom 2. März d. I. beſtimme Ich in teilweiſer Abänderung 
Meines Erlaſſes vom 28. Juni 1906 Geſetzſamml. S. 331), daß die Leitung 
des Baues und demnächſt auch des Betriebs der durch Geſetz vom 15. Juni 1906 
(Geſetzſamml. S. 185) zum Baue genehmigten Bahn von Bergfriede nach Groß 
Tauerſee (Soldau) der Eiſenbahndirektion in Königsberg i. Pr. übertragen wird. 
Auch iſt die Strecke Bergfriede —Oſterode i. Oftpr. mit dem 1. April d. J. aus 
dem Bezirke der Eiſenbahndirektion in Danzig auszuſcheiden und dem Bezirke 
der Eiſenbahndirektion in Königsberg i. Pr. zuzuteilen. 

Dieſer Erlaß iſt durch die Geſetzſammlung zu veröffentlichen. 

Bremen, den 10. März 1908. 


Wilhelm. 


Breitenbach. 
An den Miniſter der öffentlichen Arbeiten. 
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